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WEiTERBiLDuNg MiT «MoVENDo»

Weltwirtschaftskrise und Finanzkapitalismus: 
Bei MOVENDO werden Wissenslücken geschlos-
sen und Fragen von Expertinnen und Experten 
kompetent beantwortet 
  seite 19
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Der Bundesrat dealt 
 illegal mit UBS-Kun-
dendaten – Ursula 
Wyss erklärt, wie 
es soweit kommen 
konnte und was sich 
ändern muss.

 seite 15

Gross waren die 
Hoff nungen im 
Vorfeld des Klima-
Gipfels. Ebenso wie 
die Enttäuschung 
hinterher.

  seite 13

Die SP Obwalden ist 
für die kantonalen 
Wahlen am 7. März 
gerüstet. Erstmals 
tritt auch die JUSO 
an.

seite 18

NAcHgEFRAgT AKTiVsP-scHWERPuNKT

Achtung, Renten-Räuber!
Alles andere als harmlos: in guten Jahren wird schamlos abgezockt, in den schlechten sollen dafür 
unsere Renten runter. Zu diesem Rentenklau sagt die sP ganz klar «Nein»!
 dossier: seiten 2 bis 7
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Autonome Pensionskassen haben kaum Pro­
bleme mit dem Umwandlungssatz. Der Druck 
für weitere Rentensenkungen kommt von den 
Privatversicherungen. Sie haben die höchsten 
Verwaltungskosten und die schlechtesten Ren­
diten. Trotzdem haben auch sie in den letzten 
zehn Jahren eine Durchschnittsrendite von 4,8 
Prozent erreicht (NZZ vom 5. Januar). Und fürs 
laufende Jahr haben die Notenbanken höhere 
Zinsen angekündigt.

Zu hohe Risikoprämien
Der Kern des Problems ist ein Verteilungs­
konflikt. Die Versicherungsmanager wollen 
möglichst viel Geld für sich selber und die Ak­
tionäre abzweigen. Deshalb sollen die Renten 
um zehn Prozent sinken. Tatsache ist aber: Die 
Lebensversicherungen machen sehr viel Ge­
winn. Bei den Risikoprämien (für die Rente bei 
Tod und Invalidität) weist die Finanzmarktauf­
sicht (Finma) für 2008 eine Gewinnmarge von 
133 Prozent aus. In manchen Kleinbetrieben 
sind die Risikoprämien höher als die Prämien 
für Altersrenten. Anders gesagt: 57 Prozent der 
Einnahmen wandern weder in Rentenleistun­
gen noch in Reserven, sondern in Quersubven­
tionen für andere Geschäftszweige. 

Die postulierten Rentenkürzungen stehen 
im Widerspruch zu den steigenden Eigenbe­
zügen. Der Durchschnittslohn für jedes der elf 
Geschäftsleitungsmitglieder der «Zürich Ver­
sicherungen» liegt bei 5,5 Millionen Franken 
pro Jahr (2008: total 60 Millionen Franken). 
Rolf Schäuble, Chef der «Basler Versicherun­
gen», hat sich seine Bezüge um 40 Prozent auf 
6,2 Millionen erhöht. Hier fliessen relevante 
Beträge aus der Vorsorge ab, und einige wenige 
Manager bereichern sich in einem höchst 
fragwürdigen Ausmass. 

Die 1,6 Millionen Versicherten bezahlen 
den Lebensversicherungen 770 Franken Ver­
waltungskosten pro Jahr. Sogar die Kosten des 
Abstimmungskampfs werden von den Versi­
cherten bezahlt, denn die Finma lässt es zu, 
dass unvorhergesehene Verwaltungskosten 
nachträglich von den Überschüssen an die 
Versicherten abgezogen werden dürfen. 

 
Hausaufgaben nicht gemacht
Hinzu kommen die Gewinnentnahmen. Die 
Lebensversicherungen kassieren in den guten 
Jahren fünfmal mehr Überschüsse, als sie nach 
Gesetz dürften. Statt 10 Prozent der «Über­
schüsse», wie es im Gesetz steht, behalten sie 
bis zu 10 Prozent vom Umsatz für sich. Auch 
«Überschüsse», die als Leistung an die Versi­

Nein zum «Rentenbschiss»

Ruedi Rechsteiner
Nationalrat aus dem
Kanton Basel-Stadt

Mit der Demographie ist die geplante 
Rentenkürzung nicht zu begründen. 
Tatsächlich haben die Versicherungen 
andere Motive.  Rudolf Rechsteiner

cherten ausgewiesen werden, werden nicht 
automatisch ausbezahlt. Sie wandern in einen 
«Überschussfonds», der dem Eigenkapital der 
Lebensversicherung zugerechnet wird. Die 
Versicherten finanzieren damit das «Eigenka­
pital», das für die Dividenden an die Aktionäre 
herangezogen wird, weitgehend selber. Und 
die Mittel können in schlechten Jahren bei 
Bedarf wieder zur Deckung reglementarischer 
Leistungen beigezogen werden. 

Die Versicherer erzielen deshalb in der zwei­
ten Säule «zweistellige Eigenkapitalrenditen», 
wie die NZZ schreibt. Bei der Zürich waren es 
14,5 Prozent «return on equity», wie es im Ge­
schäftsbericht auf neudeutsch heisst. Bevor 
man Renten ein zweites Mal senkt, sollte man 
die Lecks stopfen. Im Parlament  sind die Bera­
tungen dazu leider seit Jahren blockiert. Nur 
mit einem wuchtigen Nein können die Kon­
struktionsfehler korrigiert werden: Separie­
rung der beruflichen Vorsorge vom übrigen 
Versicherungsgeschäft, Regulierung der Ge­
winnentnahmen und ein Verbot von Hedge-
Fonds und anderen Hochrisiko-Anlagen. 

darum geht es

Bis 2014 wird der Umwandlungssatz bei der beruflichen Vorsorge 
schrittweise von 7,2 auf 6,8 Prozent gesenkt. Die bürgerliche Par-
lamentsmehrheit hat eine weitere Senkung beschlossen. Es droht eine 
Kürzung der Renten um weitere 6 Prozent bis 2015 (Umwandlungssatz 
von 6,4 statt 6,8 Prozent). Ein 36-jähriger Mann beispielsweise, der heute 
6000 Franken verdient, würde nach der Pensionierung im Durchschnitt 
51 600 Franken verlieren. Der gesamte Rentenverlust beläuft sich also bei 
einer durchschnittlichen Lebenserwartung auf mehrere zehntausend Fran-
ken. Gewinner wären allein die Versicherungsgesellschaften und Aktionäre der 
Lebensversicherungen.

Die Versicherungsgesellschaften wollen ja bloss das Beste – fragt sich einfach, für wen.
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Schlicht unnötig 
Der Umwandlungssatz in der 2. Säule bestimmt die Höhe der Rente, welche die 
versicherte Person nach der Pensionierung erhält. Bereits 2005 mit der 1. BVG-
Revision ist dieser Satz von 7,2 auf 6,8 Prozent gekürzt worden.  Anita Fetz

gehen von ungesicherten Annahmen aus. 
Heute gibt es leider Hinweise, dass die Lebens­
erwartung vor allem der Frauen mittelfristig 
sinken wird. Dies infolge der Kombination von 
Doppelbelastung und ungesundem Lebens­
wandel. Die hohe Lebenserwartung beider 
Geschlechter ist zudem mit der Erhöhung des 

Frauenrentenalters und der ersten Senkung 
des Umwandlungssatzes bereits bezahlt. 

Heute gibt es keinen Handlungsbedarf, den 
Umwandlungssatz schon wieder zu senken. Es 
gibt nur die pessimistischen Annahmen der 
Versicherer. Falls die Fakten sich in den nächs­
ten Jahren ändern, ist immer noch Zeit genug 
für eine Senkung – falls sie denn sachlich be­
gründbar ist. 

Jetzt hat das Parlament nochmals eine happi­
ge Senkung von 6,8 Prozent des angesparten 
Altersguthabens auf 6,4 Prozent beschlossen. 
Das bedeutet einen Rentenverlust von insge­
samt mehr als 10 Prozent! Begründet wird die 
erneute Senkung mit der Finanzkrise und der 
gestiegenen Lebenserwartung. 

Sämtliche Fakten sprechen 
gegen diese vorschnelle Kür­
zung, nach dem Krisenjahr 
2008 erholen sich die Finanz­
märkte wieder: Die Rendite des 
Pictet BVG-25-Index betrug 
2009 bis Ende Jahr gar +11,74 Prozent. Seit 
Beginn des Pensionskassen-Obligatoriums 
1985 wurde eine durchschnittliche Rendite 
von 6,15 Prozent erreicht. Die Verluste aus den 
Baisse-Börsenjahren konnten immer wieder 
ausgeglichen werden (vgl. Grafik). Und das, 
obwohl die Lebensversicherer in den Boom­
jahren jeweils mehrere hundert Millionen 
Gewinne aus der 2. Säule einstrichen. Und 
zwar mit einem Trick: Nach Gesetz dürfen 
sie 10 Prozent der Überschüsse einbehalten. 
Tatsächlich behalten sie 10 Prozent des Um­
satzes. Zudem sind die Verwaltungskosten im 
Vergleich zur AHV und den autonomen Pen­
sionskassen mit 1,3 Milliarden extrem hoch. 
Auch die Berechnungen der Lebenserwartung 

Anita Fetz
Ständerätin aus dem Kanton 

Basel-Stadt

Sämtliche Fakten sprechen gegen 
diese vorschnelle Kürzung.
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Aus der Grafik ist ersichtlich, dass in den letzten 25 Jahren (Pictet BVG Index 25, 1985–2009) eine 
durchschnittliche Rendite von 6.15 % erreicht wurde. Die Verluste z. B. 1990 mit –6.5 % und 2008 
mit –10.04 % konnten klar ausgeglichen werden.

Das fordert die SP
Bereits ist die Börse wieder im 
Schuss. Die Fehlbeträge der meisten 
Pensionskassen haben sich in Luft 
aufgelöst. Demnächst steigen auch 
die Zinsen. Eine faire Gewinnvertei-
lung wäre angesagt. Dazu kommt es 
aber nicht, wenn der Umwandlungs-
satz und damit die Renten noch weiter 
gesenkt werden.

Klare Regulierung der Gewinne: Zweistellige 
Eigenkapitalrenditen haben in einer Sozialver-
sicherung nichts zu suchen. Auch die Verwal-
tungskosten der beruflichen Vorsorge sind mit 
4 Milliarden Franken viel zu hoch. Das Gesetz 
sieht bloss 10 Prozent der Überschüsse – und 
nicht 10 Prozent vom Umsatz – als Abgeltung 
für die Lebensversicherungen vor. Das ist 
durchzusetzen.

Selbständige Bilanzen für das Vorsorge
kapital: Heute befindet sich das Vorsorgekapi-
tal der Vorsorgeeinrichtungen im Besitz der 
Muttergesellschaft der Lebensversicherungen. 
Die Transparenz über Erfolg und Misserfolg 
der Kapitalanlagen wird so erschwert. Eine 
Ausgliederung der Reserven mit eigener Bilanz 
und Betriebsrechnung schafft klare Verhält-
nisse. Dann wissen die Versicherten, was ihnen 
gehört, wie viel damit wirklich verdient wird 
und wie viel davon an die Aktionäre fliesst.

Klare Angaben über das eingesetzte Kapital 
und dessen Rendite: Die Lebensversiche-
rungen sollen offenlegen, wie viel Geld sie für 
die Wertgarantie der Renten einsetzen und 
was sie damit genau verdienen. 

Keine einseitigen Kürzungen: Gewinne, die 
an die Überschussfonds der Lebensversiche-
rungen fliessen, können später mit den 
Verlusten verrechnet werden. Die Auszah-
lungen an Aktionäre können aber nicht 
zurückverlangt werden. 

Revision der Anlagevorschriften: Kurz vor 
Ausbruch der Finanzkrise hat der Bundesrat 
die Anlagevorschriften einseitig verändert. 
Anlagen in Immobilien wurden zurückgestuft, 
dafür dürfen Pensionskassen neu in Hedge-
Fonds investieren. Das ist falsch. 

Vermeidung von Härtefällen: Der Sicher-
heitsfonds bezahlt heute für Renten, wenn 
eine Pensionskasse Konkurs geht. Bei Massen-
entlassungen spielt dieser Mechanismus 
jedoch nicht. Die Entlassenen landen mit stark 
gekürzten Renten auf der Strasse, wenn sich 
eine Pensionskasse in Unterdeckung befindet. 
Das ist ungerecht. 
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«Löcher stopfen statt
Renten kürzen!»
Statt Rentenkürzungen auf Vorrat sollen die Versicherungsgesellschaften lieber 
endlich ihre Hausaufgaben machen – die Berner Ständerätin Simonetta Sommaruga 
erklärt, weshalb sie gegen eine erneute Senkung des Umwandlungssatzes ist. 
Interview: Stefan Krattiger und Christina Hierzer

Warum sollen wir am 7. März «Nein» sagen zur 
Senkung des Umwandlungssatzes?
Das Parlament hat erst 2005 eine Rentensen­
kung beschlossen. Diese haben wir mitgetra­
gen, weil sie nötig war. Jetzt die Renten schon 
wieder massiv zu kürzen, das geht nicht – zu­
erst muss jetzt aufgeräumt werden.

Konkret?
Bei der Zweiten Säule läuft einiges schief, das 
endlich korrigiert werden muss. Am schlimms­
ten sind die gewaltigen Verwaltungskosten. 
Die Pensionskassen geben pro Jahr und Ver­
sicherten durchschnittlich über 700 Franken 
für Verwaltung und Beratung aus. Bei der AHV 

sind es nur gerade 25 Franken. Da gibt es gros­
sen Handlungsbedarf und die Sparmöglichkei­
ten sind enorm. Zweitens muss 
endlich transparent gemacht 
werden, was die Versicherun­
gen für sich behalten. Da ist die 
SP seit langem aktiv. Wir wollen 
sicherstellen, dass die Versicher­
ten in wirtschaftlich «guten» 
Jahren auch etwas von den Bör­
sengewinnen bekommen. 

Das ist heute nicht der Fall?
Nein. Kaum läuft’s an der Börse nicht so gut, 
will man die Renten senken. Ohne uns zu sa­

gen, was mit dem Geld in den «guten» Jahren 
passiert ist. Dieses kommt nämlich vor allem 
den Aktionären zugute und wird in laufend 
steigende Boni für Manager gesteckt. Zudem 
haben die Pensionskassen in den vergangenen 
Jahren mit riskanten Anlagen massiv Vermö­
gen vernichtet – fast zehn Milliarden Franken, 
die weg sind. Da braucht es klare Vorgaben, 

insbesondere zur Begrenzung von teuren 
Hedge-Fonds, bei denen die Pensionskassen 
oft mit kaskadenartig konstruierten versteck­
ten Gebühren belastet werden. Als Versicherte 

Läuft’s an der Börse nicht, will man 
die Renten senken – was ist mit dem 
Geld in den guten Jahren passiert?

Simonetta Sommaruga warnt vor einer erneuten Rentensenkung. Diese würde mittlere und tiefe Einkommen besonders hart treffen.
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will ich nicht, dass mit meinem Geld spekuliert 
wird!

Ist es eine Möglichkeit, dass jede und jeder 
seine Pensionskasse frei wählen kann?
Das wäre grundsätzlich sinnvoll, weil dann 
niemand bei einer Pensionskasse versichert 
sein muss, hinter deren Anlagepolitik sie oder 
er nicht stehen kann. Man muss sich aber be­
wusst sein, dass das eine massive Entsolidari­
sierung und noch höhere Verwaltungskosten 
mit sich bringen würde. 

Die Renten sollen nicht gekürzt 
werden – werden dadurch die 
Pensionskassen nicht gezwun-
gen, riskante Anlagen zu tätigen?
Das behaupten die Versiche­
rungsgesellschaften und ihre 
zahlreichen Berater. Die letzten 
zwanzig Jahre haben aber das 
Gegenteil bewiesen: Mit spekulativen Anla­
gen haben die Kassen viel Geld verloren. Geld 
übrigens, das den Versicherten gehört hat. Mit 
einer konservativen Anlagepolitik lassen sich 
unsere Altersguthaben am besten bewirtschaf­
ten. Ich weiss, dass gerade Banken ihre eigenen 
Pensionskassengelder sehr konservativ anle­
gen. Das sagt doch einiges.

Auf Nummer Sicher gehen also?
Genau. Wer in den letzten zwanzig Jahren in 
seinem Portefeuille 25 Prozent Aktien und 
75 Prozent Obligationen hatte, kam auf eine 
durchschnittliche Jahresrendite von über 
sechs Prozent. Weit mehr also als die gut vier 
Prozent, die für die Sicherstellung der Renten 
notwendig sind. 

Jetzt sind die Zeiten ökonomisch schwieriger …

Auffallend ist, dass Versicherer sagen, die vier 
Prozent seien nicht zu erreichen – ihren eige­
nen Aktionären aber versprechen sie gleich­
zeitig Renditen von 15 oder 16 Prozent und 
zahlen diese zum Teil sogar aus. Widersprüch­
licher geht’s fast nicht.

Trotzdem: Die Lebenserwartung steigt. Da muss 
das Geld länger reichen.
Ja klar. Es ist ganz in unserem Interesse, dass 
das Geld reicht, dass die Renten gesichert sind 
und nicht auf Kosten der Jüngeren ausbezahlt 
werden. Genau deshalb haben wir der Senkung 

der Renten im Jahr 2005 zugestimmt. Auch 
wir wollen der erhöhten Lebenserwartung 
Rechnung tragen. Und mit der Erhöhung des 
Frauenrentenalters hat man die Pensionskas­
sen zusätzlich entlastet. Das heisst: Wir bieten 
Hand für unausweichliche Anpassungen, aber 
diese erneute Senkung ist schlicht unnötig. 
Zuerst müssen die Löcher im System gestopft 
werden.

Was wären die Folgen eines «Ja»?
Die Rentnerinnen und Rentner haben künftig 
weniger Geld im Sack. Über die ganze Bezugs­
dauer gesehen, geht es dabei rasch um Zehn­
tausende von Franken. Gerade Menschen mit 
tiefen und mittleren Einkommen würde es be­
sonders hart treffen, weil diese neben der Pen­
sionskasse und der AHV häufig keine starke 
dritte Säule haben. 

Mit einer konservativen Anlage
politik lassen sich unsere Altersgut-
haben am besten bewirtschaften.

Kampagnenmaterial

Für die Abstimmungen vom 7. März steht wie-
derum diverses Kampagnenmaterial zur Verfü-
gung: Die bewährten Argumentarien, Referen-
tInnen-Listen und Powerpoint-Foliensätze (zu 
allen drei Vorlagen) können wie immer auf der 
SP-Website heruntergeladen werden. Ausser-
dem können online oder via Telefon (031 329 
69 69) Abstimmungszeitungen und Kleinpla-
kate im Format A3 (zum Rentenklau) bestellt 
werden.

➜ www.spschweiz.ch/abstimmung

FDP-Lebensversicherer

«Wir müssen den Umwandlungssatz wegen 
den Lebensversicherern senken.» Mit die-
ser bemerkenswerten Offenheit begründete 
FDP-Ständerat Rolf Büttiker den Rentenab-
bau im Parlament. Und offenbar liegt den Le-
bensversicherern einiges an diesem Abbau. 
Seit Monaten bereits hängen Plakate. Es ist 
offensichtlich: Die Lebensversicherer und die 
kampagnenführende economiesuisse lassen 
sich die Kampagne viel Geld kosten. 

Einer der bedeutendsten Lebensversiche-
rer ist Swisslife. Und einer ihrer Verwaltungs-
räte ist der ehemalige FDP-Chef Gerold Büh-
rer – gleichzeitig auch Präsident von econo-
miesuisse. Das Swisslife-Engagement «zahlt 
sich aus»: Der 9-köpfige Verwaltungsrat ver-
diente gemäss Ethos im Wirtschaftskrisen-
Jahr 2008 fast 2 Millionen – durchschnitt-
lich  also über 200 000 Franken. Ein nettes 
Einkommen für einen Nebenjob. Der Einsatz 
von economiesuisse für Swisslife und andere 
Lebensversicherer ist kaum Zufall. 

Es ist bemerkenswert, dass die Renten ge-
senkt werden sollen, weil es den Lebensver-
sicherern angeblich so schlecht geht. Wie ist 
es da zu erklären, dass diese bei den Alters-
renten 2007 einen Gewinn von 20 % (!) oder 
rund 800 Millionen gemacht haben? Oder 
dass der Durchschnittslohn der Konzernlei-
tung der Zürich im Jahr 2007 6.3 Millionen 
und bei der Swisslife 1.8 Millionen betrug? 

Angesichts solcher Löhne erstaunt es auch 
nicht, dass die Verwaltungskosten enorm 
hoch sind: für alle Versicherungen und Kassen 
zusammen pro Jahr 4 Milliarden. Das macht 
pro Versicherten 770 Franken. Im Vergleich 
zu den Verwaltungskosten der AHV mehr als 
das Zwanzigfache! Bei den Lebensversiche-
rern herrschen Intransparenz, hohe Kosten 
und riesige Managergehälter. Von den Gewin-
nen der letzten Jahre haben die Versicherten 
nichts gehabt. Die Versicherungen haben teil-
weise mehr, als gesetzlich (!) erlaubt ist, für 
sich abgezweigt. Und jetzt sollen bei kurzzei-
tigen Verlusten die Versicherten bluten?

Das geht nicht zusammen. Trotz noch so 
starkem Einsatz von economiesuisse-swissli-
fe-FDP-Mann Bührer oder der Co-Präsidentin 
des Komitees, der FDP-Nationalrätin Christa 
Markwalder – die übrigens seit Januar 2008 
auch noch ein 50 %-Pensum beim Lebensver-
sicherer Zürich hat.

Standpunkt

Thomas Christen 
Generalsekretär
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Reisen in Armenien  
Unterstützen der Bevölkerung 
Unsere Reise-Angebote bringen Sie in Kontakt mit Geschichte und 
Gegenwart dieses Landes, mit dem Symbol-Berg Ararat und weiten 
Gebirgs-Landschaften des südlichen Kaukasus, mit vielen Zeugen einer 
geologisch jungen Natur und einer mehr als 3000 Jahre alten histori-
schen und aktuellen Kultur 

- und alles durchflutet von diesem besonderen Licht ...
In der Regel (auf Wunsch) werden Sie bei den Leuten wohnen, die für Ihr Wohlbefinden sorgen. Und der enge Kontakt 
mit der lokalen Bevölkerung wird Ihnen Einblick geben in den armenischen Alltag und die Lebensweise der Menschen.

 Diese Seite wurde durch ein besonderes Sponsoring ermöglicht    -    Möchten Sie unsere Aktivitäten in ähnlicher Art unterstützen ?

Armenien
Armes Land - Reiche Kultur 

Die besondere Reise im Sommer 2010
Eine Studienreise nach Yerevan und zu den Natur- und Kultur-
schätzen des nördlichen und mittleren Armenien, geführt durch 
die Reisehochschule Zürich.                   rhz : 3.6. - 14.6.2010 
In den wenigen Tagen begegnen Sie frühchristlichen und 
mittelalterlichen Kirchen und Klöstern, mit aussergewöhnlich 
reich bearbeiteten Kreuzsteinen; vorchristlichen Sakral- und 
Profanbauten, Steinkreisen aus ältester Zeit; landschaftlichen 
Highlights und Besonderheiten des geologisch jungen Landes; 
Geschichte und Kunst aus allen Zeiten, der eigenen Schrift seit 
dem 5. Jahrhundert - in Museen und im alltäglichen Leben.

Armenien im südlichen Kaukasus
Armenien, das kleine postsowjetische Land in den Bergen des 
südlichen Kaukasus - nicht unähnlich der kleinen Schweiz in 
den Alpen -, liegt am Schnittpunkt zwischen Europa und Asien 
und blickt auf eine jahrtausende alte, reiche Kulturgeschichte 
im Südkaukasus, in Anatolien und bis zum Mittelmeer zurück. 
Durch die Zerstörungen des Erdbebens von 1988 und die fol-
gende Energiekrise ist die stark entwickelte Wirtschaft im nun 
unabhängigen Armenien völlig zusammengebrochen und konn-
te sich bis heute nicht erholen. 

"ZIRAN" ist das armenische Wort für Aprikose, eine Frucht, die 
seit so langer Zeit in diesem Land angebaut wird, dass schon 
die Römer sie für eine einheimische Pflanze hielten: "prunus 
armeniaca". Sie spielt eine wichtige Rolle in der lokalen Kultur 
und Landwirtschaft - neu auch wieder für den Export. ZIRAN-
Projekte gehen aus persönlichen Begegnungen in Armenien 
hervor und streben die Förderung von Verdienstmöglichkeiten 
insbesondere für Bewohner von abgelegenen Dörfern an.

Natürlicher Honig vom Sevansee
Unser biologischer Honig wird von einer Imker-Kooperative 
südöstlich des Sevansees (knapp 2000 m ü.M.) produziert. 

Trockenfrüchte und Kräuter
Aprikose «prunus armeniaca» (mit schmackhaften Kernen), 
Pflaume, Pfirsich, Kirsche, Tomate, Baumnuss, Haselnuss 
gedeihen in vielen Lagen als besonders leckere Früchte.
Von Kleinbauern kultivierte, von der Produzentenorganisation 
«cheer» aufbereitet, von ZIRAN in die Schweiz gebracht. 

Kunsthandwerk von feinster Qualität
Kunstvoll in unterschiedlichen Hölzern gearbeitete Bibel- und 
andere Szenen von Sasoon Yengibaryan
Traditionelle Blasinstrumente wie Blul, Shevi, Zurna, Duduk 
aus Aprikosenholz von Karen Hakobyan und Аrtur Grigоrуаn
Es ist ein Anliegen all unserer ZIRAN-Projekte, dass Arbeiten und Verdienst in Armenien 
bleiben. Daher werden unsere Produkte fertig für den Verkauf in der Schweiz aufbereitet.  
Der Verkaufserlös kommt vollumfänglich Aufbau und Förderung unserer Projekte im 
Rahmen des ZIRAN - Projekts zugute.

info@ziran.ch                    www.ziran.ch

pierrot hans   Brauerstrasse 60   CH-8004  Zürich
Tel: 044 241 41 31 Fax: 044 241 41 32

www.ziran.ch :  info@ziran.ch
2010                                                                       |

Wandern/Reiten "Privolnoje":   27.06. - 08.07. / 18.07. - 29.07.
(ab Flughafen Yerevan)    26.09. - 07.10. /... CHF  1'500.-

Oster- und Pfingstreise:   01.04. - 12.04. / 13.05. - 24.05.   
(ab Flughafen Yerevan)                                         CHF      930.-

Kultur Yerevan - "Alaverdi":   18.07. - 02.08. /... CHF  1'490.-
Pferde-Trekking "Hankavan":   27.06. - 12.07. / 18.07. - 02.08.

(ab Flughafen Yerevan)    26.09. - 11.10. /... CHF  3'230.-
Flugpreise ab Zürich variieren je nach Route und Saison: CHF 700 - 1'500

  --> "Arailer": Kurze Trekkings nahe Yerevan - auch vor Ort zu buchen 
--> LEON_I,_II, Archäologie, Botanik, Wandern, Bike -> www.ziran.ch

-->  rhz:  Bildungsreise nach Armenien:  03.06. - 14.06.

Originale Produkte aus Armenien
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Ja zur regelung der Forschung am Menschen

Heute sind grundsätzlich die Kantone für die 
Regelung der Forschung am Menschen zu­
ständig. Der Bund hat lediglich Kompetenzen 
in Einzelbereichen. Unbestritten ist, dass diese 

hanswidmer@parl.ch
Nationalrat aus dem

Kanton Luzern

daniel.jositsch@parl.ch
Nationalrat aus dem Kanton Zürich und 

Professor für Strafrecht und Strafprozess-
recht an der Universität Zürich.

Mitarbeit: lic. iur. Claudia Brunner

Der vorgeschlagene Verfassungsartikel über die Forschung am Menschen soll die 
Grundlage für ein entsprechendes Bundesgesetz schaffen. Er erlaubt einerseits 
Lösungen, welche der Art der Forschung angepasst sind, andererseits setzt er 
klare Grenzen bei der medizinischen und biologischen Forschung, wo erhebliche 
Risiken für die Teilnehmenden bestehen können. Hans Widmer

Grundlage für ein griffiges Gesetz
Nutzen und Risiken erforderlich. Besonders 
strenge Regeln gelten für urteilsunfähige Per­
sonen.

Umstritten ist nur der zweite Absatz, gegen 
den die SVP opponiert, die bloss eine Bundes­
kompetenz ohne besondere Regeln für die me­
dizinische und biologische Forschung will. Die 
Erfahrung zeigt aber, dass solche Schranken im 
Hinblick auf einen umfassenden Persönlich­

keitsschutz nötig sind. Ein Gesetz ohne solche 
Schranken hätte ohnehin keine Chance, eine 
Volksabstimmung zu überstehen. 

Zuerst muss man den Baugrund 
sichern, bevor man ein Haus baut.darum geht es

Der Verfassungsartikel zur Forschung am 
Menschen gibt dem Bund die Kompetenz für 
die Ausarbeitung eines Gesetzes. Er schafft 
damit die Grundlage für gesamtschweizerisch 
einheitliche Bestimmungen. Primär wird das 
Ziel verfolgt, die in ein Forschungsvorhaben 
einbezogenen Menschen in ihrer Würde und 
Persönlichkeit zu schützen. Überdies sieht der 
Verfassungsartikel vor, die Forschungsfreiheit 
zu wahren.

darum geht es

Damit das Tierschutzgesetz kein Papiertiger 
ist und durchgesetzt werden kann, braucht 
es einen Tierschutzanwalt. Dies stellt sicher, 
dass Misshandlungen geahndet und bestraft 
werden und die für den Tierschutz vorgese-
henen Gesetzesbestimmungen einheitlich an-
gewendet werden.

Forschung schweizweit einheitlich geregelt 
werden sollte. Damit ein sinnvolles und grif­
figes Gesetz entstehen kann, 
braucht es eine solide Verfas­
sungsgrundlage. Zuerst muss 
man den Baugrund sichern, 
bevor man ein Haus baut. Im 
ersten Absatz wird dem Bund 
die Kompetenz erteilt, jede Forschung am 
Menschen durch Gesetz zu regeln. Das betrifft 
auch jene Forschung, bei der höchstens der 
Datenschutz geregelt werden muss. Der zweite 
Absatz legt strengere Grundlagen für die medi­
zinische und biologische Forschung fest, weil 
dort schwere und irreversible Folgen denkbar 
sind. Hier sind  die Einwilligung der Betroffe­
nen nach einer gründlichen Aufklärung, ein 
ausreichender Schutz und eine Abwägung von 

Ja zur Tieranwalt-Initiative

Ein Hundehalter lässt seinen 16 Monate alten Hund für ein paar Stunden 
allein zu Hause. Nach seiner Rückkehr stellt er fest, dass dieser in der Woh-
nung einiges durcheinander gebracht hat. In seiner Wut sticht er mit einem 
32 cm langen Küchenmesser in brutaler Weise auf den Hund ein.  Daniel Jositsch

eine abschrecken­
de Wirkung. Bei 

den Tieranwälten 
handelt es sich um 
Juristen, die in der 

Lage sind, erfolg­
versprechende Verfah­

ren von aussichtslosen zu 
unterscheiden. Folglich 

können unnötige Ver­
zögerungen in der Ver­

fahrenserledigung ver­
mieden werden. 

Mit der Tierschutz-Initiative werden die 
Kantone verpflichtet, die Interessen der ge­
schädigten Tiere in einem Strafverfahren we­
gen Tierquälerei oder anderer Verstösse gegen 
das Tierschutzgesetz durch einen Tieranwalt 
vertreten zu lassen. 

Gleich lange Spiesse

Anschliessend wirft er das Tier in die Bade­
wanne und schneidet ihm die Kehle auf (Bei­
spiel aus Schweizer Tierschutzstrafpraxis 2008, 
Stiftung für das Tier im Recht, S. 27). Da die­
ses Handeln durch das Tierschutzgesetz unter 
Strafe gestellt ist, hat sich der Hundehalter vor 
Gericht zu verantworten. Damit seine Interes­
sen optimal gewahrt werden, kann er sich von 
einem Anwalt vertreten lassen. Die Interessen 

des Hundes werden hingegen lediglich 
von kantonalen Strafverfolgungsinstan­
zen gewahrt. Diesen fehlt es oft nicht 
nur an Fachkenntnissen in Sachen 
Tierschutz und Tierschutzrecht, son­
dern auch am Interesse für die The­
matik. Ausserdem sind diese Instanzen 
häufig nicht an einem sich möglicherweise in 
die Länge ziehenden Gerichtsverfahren inter­
essiert.

Nur wenn der Hund durch einen auf Tier­
schutzrecht spezialisierten Tieranwalt ver­
treten wird, können die Parteirechte angemes­
sen gewahrt werden. Dadurch werden beide 
Parteien mit gleich langen Spiessen verteidigt 
und es kann ein fairer Prozess durchgeführt 
werden. Durch den Einsatz eines spezialisier­
ten Tieranwalts kann ausserdem gewähleistet 
werden, dass der Täter angemessen bestraft 
wird. Dies hat wiederum für potenzielle Täter 



Für eine  
umweltbewusste 
Hausbesitzerin wie 
mich gibt’s nur eins: 
den Hausverein 
Schweiz!

Hildegard Fässler, Nationalrätin SP

Die linke Alternative zum 
Hauseigentümerverband.
Jetzt beitreten!
Tel. 031 311 50 55
kontakt@hausverein.ch
www.hausverein.ch

STOPPT  DEN UNFAIREN HANDEL :  
RECHTAUFNAHRUNG.CH

Auf dem Weltmarkt werden Nahrungsmittel wie Spielchips herumgeschoben. 
Profitgierige Spekulanten verschärfen mit ihren Geschäften das Hunger pro­
blem. Helfen Sie, den unfairen Handel zu stoppen. www.rechtaufnahrung.ch

Schweres Erdbeben bringt Not und Elend.
Ihre Sofort-Hilfe für Haiti: PC 30-4200-3

Unsere Sofort-Hilfe:
•	Medizinische	
	 Versorgung
•	Haushalts-Sortimente
•	Obdach

Ihre Sofort-Hilfe:
PC 30-4200-3

www.redcross.ch
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Stärker in die Zukunft
Stromproduktion, welche auf die 
Umwelt und die Menschen Rück­
sicht nimmt und Arbeitsplätze 
schafft. Wir wollen, dass endlich 
kräftig in Windturbinen, Wasser­
kraft und Solardächer investiert 
wird, und so aus der ruinösen 
Atomenergie aussteigen.

Bezahlbares Gesundheitswesen
Mit tieferen Medikamentenprei­
sen, zukunftsfähigen Versorgungs­
strukturen und einer Kranken­
kasse für alle können Kosten fair 
gesenkt werden. Es braucht mehr 
Prämienverbilligungen, mehr 
Prävention und eine bessere Be­
treuung von chronisch Kranken

Gute Bildung
Wir wollen gute und 
faire Zukunftschan­
cen für alle Kinder, 
darum braucht es 
individuelle Förder­
massnahmen statt 
Selektion, genügend 
Kindertagesstätten, 
genügend Lehrstellen 
und Weiterbildungs­
möglichkeiten.

Das Wichtigste am 
28. März wird aber 
sein, ob wir unse­
re Wählerinnen und 
Wähler an die Urne 
bringen. Darum müs­
sen wir allen klarma­
chen: Wer zuhause 
bleibt, wählt bürger­
lich – denn die Bür­
gerlichen mobilisie­
ren kräftig.

Ich wünsche uns 
allen einen kraftvol­
len, kreativen und en­
gagierten Wahlkampf. 
Danke schon jetzt für 
jeden Einsatz.

benötigen in der Krisenzeit spezi­
elle Unterstützung für einen guten 
Start ins Berufsleben.

Sichere Renten
Ein flexibler Eintritt in den Ru­
hestand muss für alle Arbeitneh­
menden möglich sein und die 
Renten sollen allen ein würdi­
ges Leben im Alter ermöglichen, 
nicht nur den Vielverdienenden. 
Deshalb wehren wir uns gegen 

Abbaupläne bei der AHV und bei 
den Pensionskassen. Am 7. März 
kämpfen wir für ein klares Nein zu 
den überstürzten Rentenkürzun­
gen.

Saubere Energie
Die SP hat Rezepte für eine kli­
mafreundliche Energiezukunft: 
effiziente Energienutzung, eine 

     

Gute Bilanz

Traditionsgemäss hat die SP/
JUSO-Fraktion im Januar Bilanz 
über die vergangene Legisla-
tur gezogen und diese den Me-
dien präsentiert. Arbeitsplätze 
schaffen, erneuerbare Energien 

fördern und für 
bezahlbare Ge-
sundheit sor-
gen waren die 
Hauptziele der 
SP/JUSO-Frak-
tion 2006–2010.
Es gab in diesen 
Bereichen eini-

ge Erfolge zu feiern. So hat die 
SP/JUSO mit ihrem Vorstoss zur 
Förderung von Sanierungen mit 
Gebäudeenergieausweisen und 
zum Ersatz von Elektrowider-
standsheizungen ein Förderpro-
gramm angestossen, das Investi-
tionen von 150 Mio. Franken aus-
löst. Damit werden der CO2-Aus-
stoss gesenkt und gleichzeitig 
erneuerbare Energien gefördert 
und Arbeitsplätze geschaffen.
Den Prämienerhöhungen – Ab-
bild der hohen Gesundheitskos-
ten – tritt die SP entschieden 
entgegen. Die SP/JUSO forderte 
erfolgreich die Aufwertung der 
Hausarztmedizin und den Auf-
bau von Gesundheitszentren. 
Damit soll die Grundversorgung 
im ganzen Kanton gewährleis-
tet werden, auch wenn der für 
die Kostensenkung notwendi-
ge Spitalbettenabbau kommt.
Ein grosser Erfolg war An-
fang der Legislatur das Ja zum 
Volksvorschlag zur Steuer-
gesetzrevision. Der Volksvor-
schlag steht für Steuersenkun-
gen mit Augenmass und senkt 
die Steuern für diejenigen, die 
es am nötigsten haben, näm-
lich für die Familien. Gleichzei-
tig blieben damit die Kantonsfi-
nanzen im Lot und der Service 
public konnte erhalten bleiben. 

Margreth Schär

Fraktionspräsidentin SP/JUSO

Tschou

Die heisse Phase für die kantonalen Wahlen ist eingeläutet. 
Die SP kämpft mit einer glaubwürdigen Politik und klaren 
Aussagen und will im Parlament die stärkste Fraktion blei-
ben.  Irène Marti Anliker

Irène Marti Anliker
Parteipräsidentin 
SP Kanton Bern

GIBT ES EINE PARTEI,
DIE MICH NICHT
SITZEN LÄSST?
Grossratswahlen 28. März, www.spbe.ch

In der Schweiz sorgen sich aktuell 
viele Menschen: «Verliere ich mei­
nen Job?» – «Kann ich die Kran­
kenkasse noch bezahlen?» – «Krie­
ge ich genug Rente, oder werde 
ich zum Sozialfall?» «Macht denn 
niemand etwas gegen die Klima­
erwärmung?» – «Hat mein Kind 
Chancen auf eine Lehrstelle?» Es 
gehört zum Selbstverständnis von 
uns SP-Mitgliedern, dass wir uns 
mit Herzblut und Verstand für 
mehr Gerechtigkeit, 
für mehr Menschlich­
keit, für Fairness und 
für die Umwelt ein­
setzen. Die SP ist die 
Partei, die Menschen 
auch in schwierigen 
Situationen nicht 
einfach sitzen lässt. 
Die Kampagne für 
die Grossratswahlen 
will genau das zu den 
Menschen bringen. 

Die SP fokussiert 
im Wahlkampf auf 
wenige Schwerpunkte 
und formuliert klare 
Botschaften. Die vom 
Parteitag verabschie­
dete Wahlplattform 
spricht fünf aktuelle 
Themen an und zeigt 
Lösungen auf, damit 
sich die Menschen 
weniger Sorgen ma­
chen müssen.

Sichere Jobs
Die SP kämpft für 
den Erhalt und für 
die Schaffung von 
Arbeitsplätzen. Wir fordern 
Konjunkturprogramme für Zu­
kunftsinvestitionen. Wir wollen 
schlecht isolierte Gebäude sanie­
ren und mit erneuerbaren Energi­
en bei uns Arbeitsplätze schaffen. 
Wir kämpfen gegen Arbeitslosig­
keit und für eine Arbeitslosenver­
sicherung, welche Halt in schwie­
rigen Zeiten gibt. Jugendliche 
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Kantonaler Parteitag der SP Basel-Stadt in Riehen

«Die SP im Aufbruch»
Die Riehener Gesamterneuerungswahlen und die Heraus-
forderungen künftiger Gesundheits- und Spitalpolitik waren 
die thematischen Schwerpunkte am Parteitag der SP Basel-
Stadt  vom 6. Januar in Riehen.  Dieter Wüthrich

sozialen Sicherheit und der Bil­
dung wahrzunehmen. «Dagegen 
müssen und werden wir uns als 
SP mit aller Kraft wehren.» 

Der Aufbruch der Partei werde 
indessen nur dann von Erfolg ge­
krönt sein, wenn es der SP wieder 
besser gelinge, die Menschen mit 
einer klaren und einfachen, aber 
nicht vereinfachenden Sprache 
von ihrer Politik zu überzeugen, 
mahnte der Parteipräsident ab­
schliessend.

«Der Kampf
um die Deutungshoheit»
In eine ähnliche Richtung zielten 
die Ausführungen von Gastrefe­
rent Thomas Christen, General­
sekretär der SP Schweiz. «Wenn 
wir auf den aktuellsten Sorgen­
barometer schauen, sind es vier 
Themen, welche die Leute am 
meisten beschäftigen: Arbeits­
losigkeit, Gesundheitswesen, Al­
tersvorsorge und soziale Sicher­
heit.» Gleichwohl sei vor allem 

das Thema «Ausländer» in den 
Medien omnipräsent. Es sei des­
halb Aufgabe der SP aufzuzeigen, 
dass die wahren Probleme in ei­
ner Wirtschafts- und Sozialpoli­
tik liegen, welche den Menschen 
schleichend den Boden unter den 
Füssen wegzieht. Vor allem aber 
müsse es der Partei gelingen, «die 
Deutungshoheit über die aktuel­
len Herausforderungen, über die 
Fragen und Antworten der aktuel­
len Zeit wieder zu erlangen». 

Stimmungsbild 
zum Gesundheitswesen
In zwei Grundsatzreferaten skiz­
zierten SP-Nationalrätin Silvia 
Schenker und SP-Grossrat Philip­
pe Macherel die Rahmenbedin­
gungen künftiger nationaler und 
kantonaler Gesundheits- und Spi­
talpolitik. Im Fokus ihrer Ausfüh­
rungen standen dabei insbeson­
dere der Vorschlag der SP Schweiz 
zur Schaffung einer Einheitskran­
kenkasse, das System der so ge­
nannten «Managed care» (Vernet­
zung medizinischer Dienstleister) 
sowie die mögliche Auslagerung 
der staatlichen Spitäler in Basel-
Stadt aus der kantonalen Verwal­
tung. Anhand eines Chancen-Ri­

siken-Profils nutzten die Partei­
mitglieder die Möglichkeit, ihre 
Haltung zu den drei Themen zu 
definieren. Diese Meinungen der 
Basis sollen nun als Gedankenan­
stösse in die weitere Debatte zur 
Gesundheits- und Spitalpolitik in 
den verschiedenen Parteigremien 
einfliessen.

Eine Plattform 
für die Lokalpolitik
Aus aktuellem (Wahlkampf-)An­
lass nutzte auch die SP Riehen 
die Plattform des kantonalen 
Parteitages. Gemeinderätin Irène 
Fischer und Gemeinderatskandi­
dat Roland Lötscher vermittelten 
ihren Parteikolleginnen und -kol­
legen aus der Stadt einen informa­
tiven Überblick über die aktuellen 
Themen der Riehener Lokalpoli­
tik. Besondere Erwähnung fand 
dabei das Projekt eines Natur­
bades an der Wiese als Ersatz für 
die alte Riehener Badi. 

Dieter Wüthrich
Co-Leiter Parteisekretariat 
SP BS

« Wir haben viel erreicht in unserer 
neuen Rolle als Regierungsmehr­
heit. Haben wir uns deshalb sogar 
schon zu sehr daran gewöhnt?» 
Diese Frage stellte Parteipräsident 
Martin Lüchinger an den Anfang 
seiner Rede zum Parteitag. Und 
gab auch gleich die Antwort, wa­
rum dieser das Motto «Die SP im 
Aufbruch» trug. «Angesichts der 
neuen Kräfteverhältnisse im Gros­
sen Rat seit den Wahlen 2008 müs­
sen wir weiterkommen und unser 
Profil schärfen.» Einerseits streb­
ten die bürgerlichen Parteien eine 
drastische Reduktion der Leistun­
gen aus der Arbeitslosenversiche­
rung an, andererseits forderten 
die gleichen Parteien dauernd 
weitere Steuergeschenke an die 
ohnehin schon Privilegierten ein. 
Weitere Steuersenkungen würden 
indessen zwangsläufig dazu füh­
ren, dass dem Staat die notwendi­
gen Mittel entzogen würden, um 
seine Kernaufgaben in den Berei­
chen des Gesundheitswesens, der 

«Die Deutungshoheit über die aktuellen politischen Herausforderungen 
zurückgewinnen»: Gastreferent Thomas Christen, Generalsekretär der SP 
Schweiz. 	

Der junge Ostschweizer Slampoet Renato Kaiser unterhielt die SP-Mit-
glieder am Parteitag mit einer fulminant-satirischen Rede «zur Lage der 
Nation».
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Alex Capus
ist SP-Sektionspräsident 

in Olten

Olten Südwest

SP muss Kompass neu ausrichten
In Olten steht ein ganzer Stadtteil zum Verkauf, und wir diskutieren heftig, wer 
der Käufer sein soll. Ein privater Zürcher Investor hat das Geld bereitgelegt und 
will auf den 20 Hektaren der ehemaligen Zementfabrik Hunziker 2000 günstige 
Wohnungen bauen. Grosse Teile der Bevölkerung wollen kein Billig-Ghetto, son-
dern eine hochwertige Oeko-Siedlung. Andere wollen einen Baggersee. Oder eine 
Motocross-Bahn. Und eine Volksinitiative verlangt, dass die Stadt das Gelände 
kauft und selbst bewirtschaftet.  Alex Capus

Unterschiedliche Meinungen 
müssen Platz haben
Als Sektionspräsident teile ich die Ansicht, 
dass in einer grossen demokratischen Partei 
wie der SP unterschiedliche Meinungen selbst­
verständlich Platz haben müssen. Richtig und 

gesund ist auch, dass die Basis nicht immer 
dasselbe will wie Fraktion und Regierung, oder 
umgekehrt. In der Sache Olten Südwest aller­
dings bin ich persönlich der Meinung, dass die 
SP Olten ein bisschen ihren Kompass verloren 
hat und nicht mehr so recht weiss, wo links 
und rechts ist. Aus sozialdemokratischer Sicht 
scheint mir selbstverständlich, dass die öffent­
liche Hand eine aktive Liegenschaftspolitik zu 
betreiben hat; so steht es auch im Leitbild der 
SP Olten. Es scheint mir klar, dass man aus 
linker Perspektive misstrauisch sein muss, 
wenn ein Zürcher Monopolkapitalist auftaucht 
und zwecks Mehrung seines Profits einen gan­
zen Stadtteil kaufen will. Für mich ist klar, dass 
die wenigen verbliebenen Landreserven im 

Interesse der Öffentlichkeit bewirtschaftet 
werden müssen. Und wer kann das besser: die 
öffentliche Hand oder ein Zürcher Kapitalist?

Wichtig sind die Bedürfnisse der Menschen 
und der Blick nach vorne
Letztlich meine ich, dass die Debatte zurückzu­
führen ist auf einen typisch oltnerischen Man­
gel an Selbstvertrauen. So viel Land verwalten 
– das können wir doch gar nicht. Das überlas­
sen wir lieber einem privaten Billigbauer und 
hoffen, dass trotzdem etwas Rechtes dabei 
rauskommt. Dies führt zum bizarren Resultat, 
dass die SP die Interessen des Kapitals vertritt 
und eine aktive städtische Immobilienpolitik 
ablehnt. Kann daraus etwas Gutes entstehen? 
Die SP muss wieder ihren Kompass hervor­
nehmen und nachschauen, wo’s aus sozialde­
mokratischer Sicht langgeht. Wichtig sind die 
Bedürfnisse der Menschen, nicht die Profite 
eines privaten Investors. Gewiss hatte die SP 
Olten in den Jahren der Regierungsmehrheit 
eine städtische Politik kollegial mitzutragen, 
die nicht immer sozialdemokratischen Grund­
sätzen entsprechen konnte, aber diese Zeiten 
sind seit der letztjährigen Wahlniederlage vor­
bei. Wenn die SP-Fraktion im Parlament wei­
ter politisiert, als müsse sie einer verlorenen 
Regierungsmehrheit gegenüber loyal sein, ist 
dies für die Bevölkerung wenig hilfreich. Die 
Zuversicht ist gross, dass der Wind dreht und 
das Selbstvertrauen steigt.

Was will die SP? Das ist schwer zu sagen. Es 
war eine SP-dominierte Stadtregierung, die ein 
aktives Engagement der Stadt ablehnte und 
dem privaten Investor den Vorzug gab. Die SP-
Basis hingegen beschloss an einem Parteitag 
letzten Sommer, die Volksinitiative für einen 
städtischen Kauf von Olten 
Südwest zu unterstützen. Die 
SP-Fraktion des Gemeinde­
parlaments wiederum erteilte 
im Dezember der Nichteinmi­
schungspolitik des Stadtrats 
einstimmig ihren Segen. Und 
der SP-Sektionspräsident schliesslich – das bin  
ich selbst – gehört zu den Erstunterzeichnern 
der Initiative.

Mono-Überbauung oder Gleichgewicht?
So viele unterschiedliche Haltungen, und alle 
haben ehrbare Motive. Die Regierung hält es im 
Interesse der Stadtentwicklung für vordring­
lich, dass auf dem brachliegenden Gelände 
endlich etwas geschieht. Die SP-Fraktion kriti­
siert an der Initiative, dass die Stadt nichts kau­
fen könne, wo es keinen Verkäufer gibt. Und die 
Initianten befürchten, dass eine auf kurzfristi­
gen Profit ausgerichtete Mono-Überbauung 
die Stadt wirtschaftlich, ökologisch und sozial 
aus dem Gleichgewicht bringen könnte.

Richtig und gesund ist auch, dass die 
Basis nicht immer dasselbe will wie 
Fraktion und Regierung.
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Strukturreform der Kantonalpartei

Parteitag heisst Reformweg gut
Am Parteitag vom 11. Januar wurde die Strukturreform für 
die SP Aargau von der Projektgruppe vorgestellt und nach 
eingehender Diskussion im Grundsatz beschlossen. Vom 
15. Februar bis zum 10. März läuft die Vernehmlassung zu den 
Grundsätzen in Bezirken, Sektionen, Interessengruppen und 
der Grossratsfraktion. Für den Parteitag vom 8. Mai wird die 
Genehmigung der neuen Statuten traktandiert.  Katharina Kerr

Diese Reform ist überfällig, die SP 
Aargau als Nonprofit-Organisa­
tion braucht endlich Struktu­
ren, die den Dampfer steuerbar 
machen: So argumentierten die 
meisten Rednerinnen und Red­
ner an diesem sehr gut besuchten 
Parteitag im Aarauer Grossratsge­
bäude. Fragen kamen vor allem 
aus dem Fricktal, 
auch ein abwei­
chender Vorschlag 
von Ursula Naka­
mura. Am Ende der 
von Parteipräsi­
dent Marco Hard­
meier geleiteten Diskussion 
aber wurde das von der Partei­
leitung vorgeschlagene Gerüst 
der neuen Führungsstruktur von 
den Delegierten einstimmig bei 
zwei Enthaltungen genehmigt. 

Grossrätin Kathrin Nadler 
(Lenzburg) stellte das Grundlagen­
papier der Projektgruppe vor. Im 

arbeiten, hat strategische Aufga­
ben. Die Grossratsfraktion wird 
als ausführendes Organ der Par­
tei definiert und organisiert sich 
zwar selber, soll ihre Entscheide 
aber mit der Partei abstimmen. 
Das Parteisekretariat als zentrale 
Dienstleistungsstelle für Partei 
und Grossratsfraktion setzt die Be­
schlüsse und Entscheide um. Der 
Parteitag bleibt das letztinstanzli­
che Gremium mit abschliessender  
Entscheidkompetenz. Besondere 
Aufmerksamkeit soll der internen 
und externen Kommunikation zu­
kommen. 

Die Projektgruppe, bestehend 
aus Beat Frischknecht, Barbara 
Loppacher, Barbara Kunz-Egloff, 
Ruedi Lanz und Kathrin Nadler, 
erhielt viel Lob für ihre professio­
nelle Arbeit. 

Das Grundlagenpapier ist on­
line abrufbar: www.sp-aargau.ch/ 
uploads/media/100111_doku­
ment_projektgruppe_strukturre­
form.pdf .

     

Sorgen-
barometer
Wie sähe Dein persönlicher 
Sorgenbarometer aus? Jeden­
falls gibt es ein «offizielles» Sor­
genbarometer. Dafür werden in 
der Schweiz jährlich über 1000 

repräsentativ 
ausgewählte 
Stimmberech­
tigte befragt. 
Auf den vor­
deren Plätzen 
des Sorgenba­
rometers 2009 

sind weder die Schweinegrippe 
noch das Minarettthema zu 
finden. Nein, es sind ganz 
konkrete und reale Probleme 
und Ängste, die die Schweizer 
Bevölkerung beschäftigen. 
Nachfolgend die häufigsten 
Nennungen auf die Frage «Wel­
ches sind heute Ihrer Meinung 
nach die fünf wichtigsten 
Probleme der Schweiz?». Platz 
1: Arbeitslosigkeit 66 Prozent, 
Platz 2: Gesundheitswesen 36 
Prozent, Platz 3: Altersvorsor­
ge 36 Prozent, Platz 4: Soziale 
Sicherheit 31 Prozent, Platz 5: 
Finanzkrise 29 Prozent. Diese 
Gewichtung zeigt klar, wo der 
Schuh drückt: Es sind sozialpo­
litische Fragen. Die Angst vor 
dem Stellenverlust und dessen 
Folgen, der Druck steigender 
Kosten und Krankenkassen­
prämien im Gesundheitswe­
sen. Die Sorge um die soziale 
Sicherheit allgemein und na­
türlich die Folgeprobleme, die 
die Finanzkrise ausgelöst hat. 
Diese Realität deckt sich mit 
meiner Wahrnehmung. 2009 
war ein ganz schwieriges Jahr. 
Jugendliche hatten Probleme 
mit dem Einstieg ins Berufsle­
ben. Tausende Arbeitnehmen­
de verloren in der Krise ihren 
Job. Über 225 000 Menschen 
sind auf Arbeitssuche. Auch 
2010 stehen die Folgen der 
Wirtschaftskrise im Zentrum. 
Sie müssen bewältigt werden. 
Und zwar sozial. 

Max Chopard-Acklin von Nussbaumen 
ist SP-Nationalrat. 

wesentlichen besteht die Reform 
in einer Entflechtung der Zustän­
digkeiten nach Grundsätzen der 
richtigen Geschäftsführung (good 
governance). Kein bisher einge­
bundenes Organ und keine Grup­
pierung wird ausgeschlossen; die 
Entscheidprozesse sind so ange­
legt, dass eine breite Meinungs­

bildung weiterhin erfolgen kann. 
Das Parteipräsidium erhält mehr 
Entscheidungskompetenzen, eine 
kleinere Geschäftsleitung nimmt 
die Prozessverantwortung (Con­
trolling) in allen Bereichen wahr, 
und die Konferenz der Präsidien, 
in der neu die Interessengrup­
pen und die Basisvertretungen 
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Katharina Kerr 
von Aarau ist Redaktorin 
von links.ag.

Die SP Aargau braucht 
Strukturen, die den Dampfer 
steuerbar machen.
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Zug nach «Floppenhagen»
Entwicklungsländer, die verständlicherweise 
auf ihrem Recht auf Entwicklungshilfe behar­
ren, aber bei den reichen Ländern aus dem 
Norden auf taube Ohren stossen. Ein Scheitern 
der Konferenz wird absehbar. 

Am Abend des gleichen Tages machen wir 
uns wieder auf die Rückreise. Thema sind jetzt 
nicht mehr die Hoffnungen auf «Hopenhagen», 
sondern die Enttäuschung von «Floppenha­
gen». Die Mächtigen der Welt haben wieder 
einmal demonstriert, wie kaltblütig egal dem 
weltweiten Raubtierkapitalismus das Schicksal 
unseres Planeten ist. Eine peinliche Vorstel­
lung für die gesamte Menschheit. Die Lektion 
ist klar: Wir können und dürfen nicht mehr auf 
die internationalen Konferenzen der Mächti­
gen warten, wir müssen jetzt, in der Schweiz, 
handeln. Die Klimainitiative, die SP und JUSO 

zusammen mit anderen Parteien und Organi­
sationen lanciert haben, will, dass die Schweiz 
ihren CO2-Ausstoss bis 2020 um 30 Prozent 
senkt (im Vergleich zu 1990). Sie verdient mehr 
denn je unsere Unterstützung. 

➜  www.klimainitiativeja.ch

Eigentlich ist die Ausgangslage klar: 
Wenn wir jetzt in der Klimapolitik nicht 
handeln, geht unser Planet vor die Hun-
de. Eigentlich. Das haben inzwischen 
breite Bevölkerungskreise verstanden 
und setzen sich ein. Selbst die inter-
nationale Staatengemeinschaft – so 
schien es bis vor kurzem – sieht die 
Dramatik der Situation ein. Cédric Wermuth

cedric.wermuth@spschweiz.ch 
Vizepräsident der SP Schweiz und 
Präsident der JUSO Schweiz

©
 K

ey
st

on
e 

X
in

hu
a 

X
ie

 X
iu

do
ng

Der Klimagipfel in Kopenhagen: Eine peinliche Vorstellung für die gesamte Menschheit.

Mit einem Spezialzug, dem «Klimaexpress», 
an die Konferenz in Kopenhagen wollten die 
SBB und Bundesrat Moritz Leuenberger dies 
nochmals deutlich unterstreichen. Befrachtet 
mit einer Schar Journalisten, Parlamentarie­
rInnen, SchülerInnen und den PräsidentInnen 
der Jungparteien startet der Klimaexpress Mit­
te Dezember nach Kopenhagen. 
Auf der 17-stündigen Fahrt wird 
viel diskutiert, über die Hoffnun­
gen und Chancen der Konferenz 
von «Hopenhagen» – der Konfe­
renz der letzten Hoffnung. 

Nach der Ankunft in Kopen­
hagen erwartet uns ein voll be­
frachtetes Programm: Frühstück 
bei der Dänischen Bahn, Stadtrundfahrt und 
vor allem ein Austausch mit der Schweizer 
Verhandlungsdelegation. Die Aussichten sind 
bereits da eher ernüchternd. Eben ist die Ver­
sammlungspräsidentin zurückgetreten. Und 
auf die Frage, welches Resultat zu erwarten sei, 
wissen die Mitglieder der Schweizer Delegati­
on nicht so recht zu antworten. Man merkt: Es 
ist ihnen irgendwie peinlich, obwohl sie wenig 
dafür können. Schnell wird klar – auch wenn es 
niemand so sagen will: Alles hängt von den In­
dustriestaaten ab. China weigert sich, konkre­
te Ziele zu unterschreiben, wenn die USA ihre 
Hilfe nicht aufstocken. Das gleiche gilt für die 

Die Mächtigen der Welt haben 
wieder einmal demonstriert, wie 
egal dem Raubtierkapitalismus das 
Schicksal unseres Planeten ist.

Dürftige Klimapolitik
BERN  Die Umweltkommission des National-
rats ist auf die Revision des CO2-Gesetzes 
eingetreten. Das Reduktionsziel fällt mit 20 
Prozent im In- und Ausland jedoch ein biss-
chen sehr bescheiden aus. Die SP verlangt 
ein ehrgeizigeres Reduktionsziel von mindes-
tens 30 Prozent bis 2020 im Inland. Dies sieht 
auch die von der SP mitlancierte Klimainiti-
ative vor. Ausserdem sind Energieeffizienz 
und erneuerbare Energien endlich zu fördern. 
Dies verlangt die SP mit ihrer Eidgenössi-
schen Volksinitiative «Neue Arbeitsplätze 
dank erneuerbaren Energien», die in wenigen 
Wochen lanciert werden wird. 

Gegen Pauschalbesteuerung
SANKT GALLEN  Anfang Januar hat die 
St. Galler SP eine kantonale Initiative zur 
Abschaffung der Pauschalbesteuerung einge-
reicht. Die SP sieht in den Sonderabkommen 
mit reichen AusländerInnen eine massive 
Ungleichbehandlung und Ungerechtigkeit 
gegenüber schweizerischen Steuerzahlenden. 
Die Sonderregelungen fördern die Steuer-
flucht und untergraben die Steuermoral. Mit 
der Einreichung ist ein Etappenziel erreicht: 
Nachdem in Zürich letztes Jahr eine Initiative 
zur Abschaffung der Pauschalsteuer ange-
nommen wurde und auch im Thurgau eine 
solche Initiative lanciert worden ist, kann so 
Druck aufgebaut werden, um eine schweiz-
weite Abschaffung zu erreichen.

Neue Rekordarbeitslosigkeit
BERN  Die Arbeitslosigkeit steigt stetig, die 
Situation auf dem Arbeitsmarkt wird immer 
schwieriger. Auch im neuen Jahr ist zunächst 
noch keine Besserung in Sicht: Es ist zu be-
fürchten, dass die Arbeitslosenquote auf über 
5 Prozent ansteigt – über 200 000 Menschen 
wären dann direkt betroffen. Die SP setzt die 
Stabilität der Arbeitslosenversicherung, die 
Sicherheit der Arbeitsplätze und die Schaf-
fung neuer Jobs ganz oben auf die politische 
Agenda.

Deine Meinung ist gefragt
BERN  Die SP Schweiz wird im Laufe dieses 
Jahres ihre Website neu gestalten. Zum 
ersten Mal können im Vorfeld auch die Be-
nutzerinnen und Benutzer der Website ihre 
Meinung zur bisherigen und ihre Anregungen 
für die neue Website abgeben. Unter www.
spschweiz.ch/website2010 findest Du einen 
Fragebogen, den du online ausfüllen kannst. 
Keine Angst, mehr als 5 Minuten brauchst du 
dazu nicht. Die Antworten werden nach dem 
Ende der Umfrage ausgewertet und fliessen 
in die Planung der neuen Website ein. Zudem 
wird eine Zusammenfassung auf der Websi-
te veröffentlicht werden. Also: «links» kurz 
beiseite legen und sofort den Fragebogen 
ausfüllen.
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«Weltorganisation der nationalen Parlamente» 
sieht sich die IPU als logische Partnerorganisa­
tion der Uno.

Auf was freust du dich am meisten?
Ich freue mich vor allem auf die engere Zusam­
menarbeit mit ParlamentarierInnen aus der 
ganzen Welt und auf die Möglichkeit, meine 
Überlegungen zu Demokratie, Menschenrech­
te, Gleichstellung und nachhaltige Entwick­
lung einbringen zu können. Zudem freue ich 

mich auf die 125. Konferenz im Oktober 2011, 
die auf Einladung des schweizerischen Parla­
ments in Bern durchgeführt werden wird. Die 

Schweiz lädt als Gastge­
berin zu dieser Jubilä­
umsversammlung ein, 
weil sie seit 1920 Sitzstaat 
der IPU ist.  Dies wird 
uns Gelegenheit geben, 
die Arbeiten der IPU in 
der Schweiz bekann­
ter zu machen und die 
Schweiz den Gästen 
aus aller Welt als at­
traktiv und weltoffen 
zu präsentieren.

Die Aargauer Nationalrätin Doris stump 
ist seit  letztem oktober Mitglied im 
Exekutivausschuss der interparlamen-
tarischen union (iPu). seit 1921 hat 
diese ihren sitz in der schweiz – trotz-
dem kennt kaum jemand diese institu-
tion. interview: stefan Krattiger

«Was ist das, iPu?»

Als «Weltorganisation der nationalen 
Parlamente» sieht sich die iPu als 
logische Partnerin der uno.

Frauen gegen Rentenklau

Am 7. März stimmen wir ab über die Senkung 
des Umwandlungssatzes im Bundesgesetz 
über die berufl iche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge (BVG). Der Umwand-
lungssatz bestimmt, wie viel Rente wir für 
unser Pensionskassenkapital bekommen. Bis 
2003 gab es pro 100 000 angesparte Franken 
jährlich 7200 Franken Rente. Weil die Men-
schen immer älter werden, hat das Parlament 
2003 den Umwandlungssatz auf 6,8 Prozent 
gesenkt. Schrittweise, bis 2014. 

Damit wird die höhere Lebenserwartung 
ausgeglichen. Bevor dieser Beschluss voll-
ständig umgesetzt ist, verlangen die Pensi-
onskassen und Versicherungen mit dem ge-
nau gleichen Argument eine weitere Senkung 
des Umwandlungssatzes auf 6,4 Prozent bis 
zum Jahr 2016. Pro 100 000 Franken Alters-
sparkapital gäbe es dann jährlich nur noch 
6400 Franken Rente. Das sind 800 Franken 
oder gut 11 Prozent weniger als früher. 

Über die zweifelhaften Motive der Versi-
cherungen und ihrer LobbyistInnen im Par-
lament und im Vorzimmer des Bundesrates 
wird viel geschrieben. Fakt ist: Den Versiche-
rungen geht es gut. Sogar im Krisenjahr 2008 
haben sie Gewinne ausgewiesen. 

Anders die Situation der Frauen. Sie triff t 
diese weitere Rentenkürzung hart. Deshalb, 
weil bedeutend mehr Frauen als Männer be-
reits während ihrer Erwerbstätigkeit unter 
prekären Verhältnissen leben. Ihr relativ nied-
riges Einkommen, Teilzeitanstellungen und 
die Erwerbsunterbrüche aufgrund der Über-
nahme von unentgeltlicher Familienarbeit 
wirken sich negativ auf ihre Vorsorge aus, so 
dass AHV und BVG zusammen die Existenz 
im Alter nicht mehr zu sichern vermögen. 

Die minimalen Pensionskassenrenten lie-
gen zwischen 1000 und 1500 Franken. Eine 
Senkung gegenüber heute von rund 11 Pro-
zent bedeutet 110.– bis 165.– weniger Rente 
pro Monat. Vergessen wir nicht, dass Frauen 
ihren Beitrag an den Ausgleich der höheren 
Lebenserwartung bereits zweimal bezahlt ha-
ben, nämlich mit der ersten Senkung ab dem 
Jahr 2005 und mit der Erhöhung des Frauen-
rentenalters von 62 auf 64 Jahre. Selbst zu-
sammen mit der AVH reicht so das Einkom-
men für viele Frauen nicht mehr für ein Alter 
in Würde. Das ist unhaltbar.

KNALLRoT

Julia gerber Rüegg
Co-Präsidentin der 
SP-Frauen Schweiz

berin zu dieser Jubilä­
umsversammlung ein, 
weil sie seit 1920 Sitzstaat 
der IPU ist.  Dies wird 
uns Gelegenheit geben, 
die Arbeiten der IPU in 
der Schweiz bekann­
ter zu machen und die 
Schweiz den Gästen 
aus aller Welt als at­
traktiv und weltoffen 
zu präsentieren.

iPu

Die Aargauer Nationalrätin Doris Stump ist 
seit Oktober Mitglied im Exekutivausschuss 
der Interparlamentarischen Union (IPU). Die 
IPU ist die Weltorganisation der nationalen 
Parlamente. Gegründet wurde sie 1889, der 
Sitz ist in Genf. 152 nationale Parlamente sind 
Mitglied der IPU. Zweck dieser Organisation 
ist der Dialog unter ParlamentarierInnen so-
wie der Einsatz für Frieden, Menschenrechte 
und demokratische Institutionen. 

Welche Funktionen hat dieser Ausschuss?
Das «executive committee» ist das Leitungs­
gremium der IPU, beaufsich­
tigt die Verwaltung der IPU, das 
heisst den Generalsekretär und 
seine Mitarbeitenden, und be­
reitet die grossen Konferenzen 
vor, legt jährlich ein Arbeitspro­
gramm und ein Budget vor und 
kontrolliert die Umsetzung der Beschlüsse des 
IPU­Rats. Ich vertrete im Exekutivausschuss 
zusammen mit drei Kollegen aus Belgien, 
Frankreich und Schweden die geopolitische 
Gruppe «douze plus», 
das  heisst die Mit­
gliedstaaten des 
Europarates inklusi­
ve Kanada, Australi­
en und Neuseeland. 
Insgesamt setzt sich 
das Exekutivkomitee 
aus 17 Mitgliedern zu­
sammen, welche die 
insgesamt sechs geo­
politischen Gruppen 
beziehungsweise Welt­
regionen vertreten.

Welches sind deine 
Aufgaben, Vorhaben und 
Ziele?
Einerseits wird meine 
Arbeit darin bestehen, 
Budget/Rechnung und 
Jahresplanung kritisch zu 
begleiten. Es gab in den 
letzten Jahren einige Kritik 
an der Geschäftsführung 
des Generalsekretärs, unter anderem wegen 
seiner etwas gar dominierenden Stellung in 
der IPU mit kontinuierlich wechselnden Par­
lamentarierInnen. Ich wurde nicht zuletzt des­
halb gewählt, weil ich angekündigt hatte, dass 
ich mich für eine Stärkung der Parlamentarie­
rInnen in der Leitung der IPU einsetzen wer­
de. Inhaltlich werde ich mich vor allem in zwei 
Bereichen engagieren: Erstens bei der Weiter­
entwicklung der Aktivitäten zur Verbesserung 
der Gleichstellung von Frau und Mann, zwei­
tens bei der Zusammenarbeit mit der UNO. Als 
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In «Aschis» Fussstapfen
SOLOTHURN  Kantonsrat Roberto Zanetti 
zieht für den Kanton Solothurn in den Stände-
rat ein. Satte 49.81 Prozent der Stimmen 
entfielen am Wahlsonntag auf «Röbu». Roland 
Fürst (CVP) und Heinz Müller (SVP) blieben 
chancenlos. Die SP konnte dank der hervorra-
genden Kandidatur den Sitz des verstorbenen 
Ernst «Aschi» Leuenberger im Stöckli 
erfolgreich verteidigen. Roberto ist ein 
erfahrener Vollblut-Politiker, der als ehema-
liger Regierungsrat die Probleme und Bedürf-
nisse seines Heimatkantons bestens kennt und 
als früherer Nationalrat auch auf dem natio-
nalen Politparkett zu Hause ist. Herzliche 
Gratulation!

SP setzt auf Initiative
BERN  Der Bundesrat nimmt Teilanliegen der 
«Landschaftsinitiative» auf, geht aber zu 
wenig weit. Die SP zieht die von ihr unter-
stützte Volksinitiative dem Gegenentwurf klar 
vor. Die Initiative sorgt dafür, dass für 20 Jahre 
die Fläche des Baulandes in der Schweiz 
insgesamt nicht vergrössert wird. Damit 
verhindert die Initiative das Bauen aber 
keineswegs – es soll dort gebaut werden, wo 
bereits Siedlungsraum besteht. Die unkoordi-
nierte Raumplanung der letzten Jahrzehnte 
hat die Siedlungsfläche stark wachsen lassen 
und zur Zersiedelung beigetragen. 

UBS-Affäre: SP will PUK
BERN  Der Entscheid des Bundesverwal-
tungsgerichts bestätigt die Notwendigkeit 
einer Parlamentarischen Untersuchungskom-
mission (PUK). Das jahrelange Festklammern 
an der künstlichen Unterscheidung zwischen 
Steuerhinterziehung und Steuerbetrug rächt 
sich nun. Der Bundesrat hatte es trotz 
deutlicher Zeichen versäumt, mit einer echten 
Strategie rechtzeitig eine international 
akzeptierte Lösung zu finden und der Annah-
me von Steuerfluchtgeldern eine endgültige 
Absage zu erteilen. Die Verantwortlichkeit in 
der Affäre muss geklärt werden – dafür ist 
eine PUK das einzig taugliche Instrument. 

Grosse Aufgabe für Hasler
BERN  Peter Hasler ist als neuer Verwaltungs-
ratspräsident der Post gefordert: Er muss das 
Unternehmen mit Augenmass leiten und wie-
der in ruhigere Gewässer führen. Der Service 
public muss bei der Post im Zentrum stehen. 
Aber auch die Politik muss sich wieder mit 
der Post befassen: Die Sicherstellung eines 
flächendeckenden Poststellennetzes, die Ei-
genfinanzierung von qualitativ hochstehenden 
und für alle zu gleichen Preisen zugänglichen 
Dienstleistungen über das Briefmonopol und 
der Ausbau der Postfinance durch eine Ban-
kenlizenz müssen dabei im Zentrum stehen. 
Diese Forderungen beinhaltet auch die von der 
SP mitlancierte Postinitiative.©
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Hast du eine Frage, die du einer Parla-
mentarierin oder einem Parlamentarier 

stellen möchtest, aber bisher keine 
Gelegenheit dazu gehabt? Dann schicke 

deine Frage (maximal 500 Zeichen lang) an 
nachgefragt@spschweiz.ch

«Wasserträger der Banken»

 «Die Grossbanken geniessen eine 
faktische Staatsgarantie.»

«Der Bundesrat und die Finanzmarktaufsicht 
haben Tausende UBS-Kundendaten an die USA 
ausgehändigt. Dass das widerrechtlich gesche-
hen ist, war klar und ist jetzt auch vom Bundes
verwaltungsgericht bestätigt worden. Der 
Bundesrat, allen voran Hans-Rudolf Merz, hat 
versagt und sich zum Wasserträger der Banken 
degradieren lassen. Was nun?»

Brigitte, Zürich 

Ursula Wyss: Das Bundesverwaltungsgericht 
hat klargemacht: die Herausgabe der UBS-
Kundendaten durch die Finma war illegal. Das 
Gericht hat zudem festgehal­
ten: Es war der Bundesrat, der 
die Finma angewiesen hat, ille­
gal zu handeln. Und seit den 
Enthüllungen der Sonntags­
presse wissen wir: Der Bundes­
rat wusste damals ganz genau, dass er illegal 
handelt. Er fühlte sich in einer Notsituation. 

Nur getraute er sich nicht, noch ein weiteres 
Mal Notrecht für die UBS anzuwenden. We­
nige Monate zuvor hatte er dies schon für die 
68-Milliarden-Rettung getan. 

Die Frage, die uns auch ein Jahr danach be­
schäftigt, ist: Wie konnte es überhaupt so weit 
kommen, dass sich der Bundesrat in eine solch 
verfahrene Situation hineinmanövrierte? Ein 
Grund ist sicher die Schwäche des Finanzmi­
nisters. Aber wir müssen uns auch die Macht 
der Bankenlobby vergegenwärtigen. Jahrelang 
ist es dieser gelungen, Verwaltung und Aufsicht 
für ihre Interessen zu instrumentalisieren.

Das Parlament hat bereits 1998 die Banken­
kommission (EBK, heute Finanzmarktaufsicht 
Finma) mit einer verbindlichen Motion ange­
wiesen, bei den Grossbanken die Eigenkapital­
quote anzuheben, um im Fall einer Krise die 
möglichen negativen Auswirkungen auf die 
Schweizer Volkswirtschaft zu reduzieren. Ein 
langes Jahrzehnt waren Bundesrat, Verwaltung 
und Bankenaufsicht jedoch zu schwach, dies 
auch durchzusetzen. Seither ist es nicht besser, 
sondern noch schlimmer geworden: Seit 2006 
wird die Finma von Dr. Eugen Haltiner präsi­
diert, der seine gesamte berufliche Laufbahn 
(seit 1973) bei der UBS, beziehungsweise deren 
Vorgängerunternehmen SBG, absolvierte und 
als Frührentner heute noch Monat für Monat 
eine Rente (von geheimer Höhe) von der Pen­
sionskasse der UBS bezieht. 

Eugen Haltiner durch eine unabhängige 
und starke Persönlichkeit zu ersetzen und 
der Finma mehr Ressourcen und Kompe­
tenzen zuzugestehen, reicht aber noch 
nicht. Die Machtposition der Grossbanken 
gegenüber dem Bundesrat rührt grund­
sätzlich daher, dass die Grossbanken 
aufgrund ihrer Systemrelevanz eine fak­
tische Staatsgarantie geniessen. Ohne 
Gegenleistung tragen wir alle das Risiko 
mit. Wenn wir dafür keine Lösung fin­
den, wird der Staat und damit wir Steu­
erzahlende auch in der nächsten Krise 
wieder zu Geiseln der Grossbanken.
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stätigt, dass die Herausgabe von 
Kundendaten unrechtmässig war. 

Das Gericht hält 
implizit fest, 
dass die UBS in 
eine existenzbe­
drohliche Situa­
tion hineinma­
növriert wurde. 
Ein Umstand, 

der offensichtlich als derart gra­
vierend einzustufen ist, dass in­
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rotstich

Jesus würde einen
Offroader fahren
Was macht eigentlich die Frei-
heitspartei? Einige Genossinnen 
und Genossen mögen sich sicher 
noch dunkel an den rechtsge-
steuerten SVP-Seitenwagen er-
innern. Vorweg: Es gibt sie tat-
sächlich noch. Oder zumindest 
ihre Website. Eine Partei, die sich 
motorisiert und vollumfänglich 
in das schützende Reduit des 
WWW zurückgezogen hat und 
dies die surfende (böse) Welt 
wissen lässt. Um den Abstieg von 
der realexistierenden politischen 
Randerscheinung in die vollum-
fängliche Bedeutungslosigkeit zu 
dokumentieren, haben die Auto-
Fundis gar erneut ihren Namen 
abgestreift. Die Rechtsaussen-
Haudegen, formerly known as 
Freiheitspartei, formerly known 
as Auto-Partei, nennen sich neu 
– Achtung! – «auto-partei.ch».

Wow, ein Knüller. Da haben sich 
die wackeren Mannen und Frauen 
flugs das «.ch» geschnappt, das 
nach dem Grounding des gleich-
namigen Gratis-Blättchens ein 
einsames und unbeachtetes Da-
sein fristete. Modernität soll das 
äuä ausstrahlen. Als wollten sie 
durch das heruntergekurbelte 
Autofenster in die Welt hinaus-
brüllen: «Hey, wir wissen, dass 
es das Internet gibt, wir sind ver-
bunden!» Mit der Welt, mit den 
Menschen. Überhaupt scheint 
die Truppe beneidenswert ver-
drahtet zu sein. So weiss sie 
auch, dass «Jesus ja sagen wür-
de» zur Minarett-Initiative. Und 
einen süffigen Offroader würde 
er auch fahren. Bestimmt.

Da hat sich das «links» sein 
Anhängsel ja gerade noch recht-
zeitig amputiert. Noch nicht lang‘ 
ist’s nämlich her, da hat sich 
schon das bei den Wehrmännern 
und -frauen ausserordentlich 
geschätzte Armee-Heftli vom 
biederen «Armee Aktuell» zum 
hippen «armee.ch» gemausert. 
Zwecks «Modernisierung». Liebe 
AutofetischistInnen, liebe Armee: 
Netter Versuch, bloss mindestens 
zehn Jahre zu spät. Wie immer, 
halt.	 Stefan Krattiger 

Seit Anfang Jahr arbeiten Christi-
na Klausener und Patrick Angele 
Teilzeit für die am letzten Partei­
tag beschlossene Volksinitiative 
«Neue Arbeitsplätze dank erneu­

erbaren Ener­
gien». Zwei 
vertraute Ge­
sichter, die für 
diese Heraus­
forderung bes­
tens gerüstet 
sind: Christina 
Klausener hat 
letztes Jahr ihr 
dreimonatiges 
Praktikum in 
der Kampag­
nen-Abteilung 
absolviert und 
Patrick Ange­

le, derzeit erster Vizepräsident 
des Dübendorfer Gemeinderats, 
kennt das Kampagnenhandwerk 
als Mitglied der JUSO-Geschäfts­
leitung und als GSoA-Sekretär aus 
dem Effeff. Bevor es mit der SP-
Initiative in wenigen Wochen end­
lich losgehen kann, bleibt für die 
beiden noch viel zu tun.

Viel zu tun hatte auch die Redak­
tion von «links»: Fast 500 Ge­
nossinnen und Genossen haben 
nämlich die Feiertage genutzt, um 
das Kreuzworträtsel von Hans-
Jürg Fehr zu lösen und das Lö­
sungswort NATIONALBANK zu 
knacken. Entsprechend voll waren 

das Post-Fächli 
und die Mail-
Inbox des 
Chefredaktors 
nach den Weih­
n a c h t s f e r i e n . 
Die Übernach­
tung für zwei 

Personen im Parkhotel Brenscino 
in Brissago geht an Lukas Hart-
mann aus Basel, je ein Reka-Check 
à 50 Franken an Silvia Meier-Hirt 
in Zürich und an Ursula Sawatzki 
in Trin. Herzliche Gratulation!

Eine Antwort auf seinen Brief 
hatte er bekommen: Die Gehil­
fenschaft zu im Ausland verübten 
Steuerdelikten sei nicht strafbar, 
beschied die Zürcher Staatsan­
waltschaft Christian Levrat und 
mochte auf seine Strafanzeige 
gegen Ospel & Co. gar nicht erst 
eintreten. Inzwischen hat das 
Bundesverwaltungsgericht be­

«Auf Umgehungsmöglichkeiten sind die 
Banken spezialisiert.»

Zitat des Monats

Das stellt der emeritierte Banken-Professor Rudolf Volkart in der 

«Thurgauer Zeitung» fest. Dass die Grossbanken unsere Demokratie und 

die Fairness mit Füssen treten, zeigen die neuesten Boni bei der UBS. 

Ausgerechnet. Sogar Bürgerliche sind empört. Ob’s Konsequenzen hat? 

Die Hoffnung stirbt bekanntlich zuletzt.
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direkt vom Bundesverwaltungs­
gericht attestiert wird, der Bun­
desrat hätte die Herausgabe der 
entsprechenden Daten aufgrund 
von so genanntem Notrecht ver­
fügen können. Verursacht wurde 
diese existenzbedrohliche Situ­
ation offensichtlich durch das 
Missmanagement der damaligen 
UBS-Spitze. Für die SP Grund ge­
nug, wiederum eine Strafanzeige 
einzureichen.
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ROTE OHREN
Als würde seine Polit-Karriere 
nicht bereits steil genug verlau-
fen, wird Cédric Wermuth nun 

auch noch von 
der NZZ politisch 
geadelt. «Der 
Präsident der 
Juso Schweiz, 
der Aargauer 
Nationalrat 
Cédric Wermuth, 

distanzierte sich von den Gewalt
taten», weiss die alte Tante am 
7. Januar zu vermelden. Anlass ist 
eine Serie von Brandanschlägen 
auf Aarauer Autos, verübt von 
Linksautonomen. Einigermassen 
geschmeichelt, unterlässt es der 
JUSO-Chef und SP-Vizepräsi-
dent tunlichst, sich ausdrück-
lich von dieser unfreiwilligen 
Amtsanmassung zu distanzieren.

Nachdem er bereits seit einigen 
Tagen inoffiziell sein Unwesen im 
Zentralsekretariat treibt, will es 
der Fair Bär jetzt wissen: Am 

Weltwirtschafts-
forum in Davos 
will er Klaus 
Schwab höchst-
persönlich eine 
Unterschrift für 
die 1:12-Initiative 
der JUSO 

abringen. Die Chancen stehen 
gut – sofern der WEF-Boss zu 
seinem Wort steht. Im «Sonn-
tag» hatte er einst zu Protokoll 
gegeben, dass er derartige 
Lohn-Massstäbe durchaus 
sinnvoll finde. Wer dranbleiben 
will, «addet» das unerschrocke-
ne Kuschelmonster mit Gerech-
tigkeitssinn auf Facebook.

Die SP ist eine Volkspartei, das 
haben wir immer schon gewusst. 
Nichtsdestotrotz ist es schön, 
dass dieser Umstand jetzt von 
offizieller Stelle bestätigt wird: 
An die «Sozialdemokratische 
Volkspartei (SP) Gebenstorf-
Turgi» ist das offizielle Schrift-
stück adressiert, das Sektions-
Co-Präsident Florian Vock 
unlängst ins Haus flatterte. Ein 
politischer Seitenhieb abgeneig-
ter Beamter, eine simple Flüch-
tigkeit oder das Ergebnis 
mangelnder staatskundlicher 
Bildung? Man weiss es nicht.

«links 105» – Bild des Monats

Ab in den Himmel – und dann?
Unter den Titeln «Die SP hat auch 
in Umweltfragen etwas zu sagen» 
und «Bild des Monats» sieht man 
im links SP-Exponenten mit Luft­
ballons hantieren, um diese an­
schliessend fliegen zu lassen. Nur, 
wohin fliegen die Ballone und vor 
allen Dingen, wo bleibt der Abfall, 
der aus diesen entsteht? Von grü­
ner Seite ist mir gesagt worden, 
dass die zerplatzten Ballone, egal 
ob auf dem Wasser oder auf dem 
Land, eine erhebliche Gefahr für 
unsere Tierwelt darstellen. Was­
servögel verschlucken sich an 
den Gummiresten, Fische ersti­
cken daran, und auch Wiesen- 
und Waldtiere verenden oftmals 
jämmerlich, nachdem sie Teile 
der Ballone mit ihrer Nahrung zu 
sich genommen haben. Klar, so 
eine Ballon-Aktion ist spektakulär, 
und auch wir in der SP Entlebuch 
haben anlässlich von Wahl- und 

Abstimmungskämpfen zu den be­
liebten roten Luftballons gegrif­
fen, bis – siehe oben. Genauso wie 
sich jede Genossin, jeder Genosse 
überlegen sollte, ob er sein Gip­
feli oder seine Zeitung unbedingt 
mit dem Auto posten muss, soll­
ten wir uns auch überlegen, ob es 
unbedingt eine Ballon-Aktion sein 
muss, um Aufmerksamkeit zu er­
regen! 

Karin Strässle, Escholzmatt

 

«links 105» – Knallrot

Deplatziert: Äusserungen 
zur Burka
Die Verlautbarungen der Co-Prä­
sidentin der SP-Frauen just am 
Tag nach der Annahme des Mina­
rett-Verbots haben mich entsetzt. 
Mag sie nun als «Anhängerin ei­
nes Burka-Verbots» falsch zitiert 
worden sein oder nicht. Meiner 
Meinung nach war es mehr als de­
platziert, sich nun auch noch zum 

Grosse Solidalidarität mit den Erdbeben-Opfern auf Haiti: Über 20 Millionen Franken sind allein am 21. Januar, 
dem nationalen Sammeltag der Glückskette, zusammengekommen. Aktiv und mittendrin auch Aussenministerin 
Micheline Calmy-Rey, die in Bern Spendenanrufe entgegengenommen hat. Wer noch spenden will, kann das nach 
wie vor tun: Postkonto 10-15000-6 (Vermerk «Haiti»).

Bild des Monats
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Leserinnenbriefe

Tragen der Burka zu äussern. Wa­
rum stellt Gerber Rüegg nicht ein­
fach fest, dass es der SVP und den 
Initianten des Minarett-Verbots 
weder um Minarette, Kopftuch 
oder Burka geht, sondern einfach 
darum, eine Bevölkerungsgruppe 
zu diffamieren. Kein Wort über 
rassistische Entgleisungen und 
systematische Hetze. Der Hin­
weis, dass die rechtskonservativen 
Frauen und Männer für Integrati­
onsbemühungen und Gleichstel­
lungsfragen überhaupt nichts 
übrig haben, ist in diesem Kontext 
geradezu obsolet. 

Rosemarie Heilmann, Basel

LeserInnenbriefe
Je kürzer dein LeserInnenbrief, 
desto grösser die Chance, dass er 
veröffentlicht wird. Die Redaktion 
behält sich Kürzungen vor. 
SP Schweiz, Redaktion «links», 
Spitalgasse 34, 3001 Bern. 
leserinnenbriefe@spschweiz.ch. 
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Kantonale Wahlen in Obwalden am 7. März

Je nach Vorliebe der einzelnen 
Kandidaten gab es einen gemüt­
lichen Spielabend, eine Wande­
rung, einen Paella- respektive 
Pizzaplausch oder eine Einladung 
zu einer kulturellen Veranstaltung 
zu gewinnen. Für zwei spezielle 
Gastgeschenke zeichneten zwei 
Exponenten der SP Schweiz ver­
antwortlich: Geschäftsleitungs­
mitglied Valentina Smajli offerier­
te eine Bundeshausführung und 
Bundesrat Moritz Leuenberger 
liess sein persönlich signiertes 
Buch «Lüge, List und Leiden­
schaft» überreichen. Der Zufall 
wollte es, dass ausgerechnet Kan­
tonsrat Max Rötheli aus Sarnen 
in diesem Gang Lotto vermelden 
konnte: Max und Moritz scheinen 
sich gefunden zu haben.

Dieses war schon der zweite 
Streich,
Was im ersten war, das folgt 
sogleich.

Bereits im Sommer 2009 wurden 
die Kantonsratswahlen intern auf­
gegleist. Der Wahlausschuss unter 
der Leitung von Fraktionspräsi­
dentin Ruth Koch arbeitete Stra­
tegie- und Positionspapiere aus 
und begleitet deren Umsetzung. 
Wahlkampfthemen sind Ökologie 
(insbesondere erneuerbare Ener­
gien), Familien- und Bildungs­
fragen sowie die Sicherung der 
Kantons- und Gemeindefinanzen.

Zur Vorgeschichte: Vor vier Jah­
ren musste die SP zwei Sitze im 
55-köpfigen Gremium abgeben 
und ist seither nur noch mit sechs 
Mitgliedern im Kantonsrat vertre­
ten. Damals traten einerseits zwei 

prominente Bisherige nicht mehr 
an. Zum anderen wurde mögli­
cherweise vom Volk auch das Vor­
gehen der SP Schweiz gegen das 
neue kantonale Steuergesetz mit 
seinen degressiven Steuertarifen 
nicht goutiert. Zwischenzeitlich 
hat das Schweizer Bundesge­
richt die degressive Besteuerung 
im Kanton Obwalden für verfas­
sungswidrig erklärt.

Die SP unterstützte im letzten 
Jahr erfolgreich das Referendum 
gegen die Sonderwohnzonen für 
Reiche. Regierung und Parlament 
beschwören noch immer den Er­
folg der Steuerstrategie, obwohl 
gemäss Finanzplan 2010 bis 2013 
mit einem Defizit in zweistelli­
ger Millionenhöhe und einem 
«Programm zur Priorisierung von 
staatlichen Leistungen und Auf­
gaben» gerechnet werden muss. 

Die SP Obwalden hat schon früh 
vor einer solchen Entwicklung ge­
warnt. Noch vor vier Jahren blie­
ben diese Warnungen ungehört. 
Trotzdem muss dieses Thema er­
neut aufgegriffen werden.

Bereits erzählt ist der zweite 
Streich,
Und der letzte folgt sogleich.

Wahltag ist Zahltag: Erklärtes Ziel 
der SP Obwalden ist es, die sechs 
Sitze im Kantonsrat zu halten und 
nach Möglichkeit die vor vier Jah­
ren verlorenen Sitze zurückzuer­
obern. Fünf Bisherige (eine Frau 
und vier Männer) treten wieder 
an. Neben diesen stellen sich 18 
weitere Kandidatinnen und Kan­
didaten (elf Frauen und sieben 
Männer) der Wahl. In zwei Ge­
meinden tritt auch die neu ge­

Statt mit einer üblichen 
Nominationsversammlung 
startete die SP Obwalden am 
16. Januar 2010 mit einem 
Wahllotto in die Kantonsrats-
wahlen. Dabei präsentierten 
sich die Kandidatinnen und 
Kandidaten der SP-Basis mit 
ganz persönlichen Haupt-
preisen. Dominik Zimmermann
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dominik.zimmermann
@gmx.net
Vorstandsmitglied SP 
Obwalden

Max und Moritz

gründete JUSO Obwalden (mit 
drei Frauen und zwei Männern) 
an. Eine Listenverbindung schafft 
neue Möglichkeiten. Mit ver­
einten Kräften soll die einseitige 
Strategie des Kantons vor weite­
rem Wildwuchs bewahrt werden. 
Entgegen dem Ausgang der Laus­
bubengeschichte von Wilhelm 
Busch sollen in Obwalden Max 
und Moritz melden können:

Kurz, im ganzen Ort herum 
Ging ein freudiges Gebrumm: 
«Gott sei Dank! Nun ist’s vorbei 
Mit der Übeltäterei!»

Parteipräsident Beat von Wyl, Fraktionspräsidentin Ruth Koch, Valentina Smajli, Mitglied der Geschäftsleitung, 
Kantonsvorstandsmitglied Dominik Zimmermann (v. l. n. r.)
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Was kann ich tun?
Noch vor der unsäglichen Anti-Minarett-
Initiative der Entschluss, der SP beizutre­
ten. Die Online-Anmeldung, nach jahre­
langem Zögern – «ich bin doch als erklärter 
Individualist kein Partei-Mensch» –, ist 
rasch ausgefüllt und abgeschickt.

Neu die Aktivität für das Waffenausfuhr­
verbot (GSoA). Viele politische Gespräche 
– interessant: Trotz unterschiedlicher Mei­
nungen bedanken sich selbst SVP-Anhän­
ger und Initiativgegner für die politische 
Aktivität während des Flyerns, angetan vom 
Bemühen um aufklärende Gespräche auf 
der Strasse. Fazit: Weniger Einwegkommu­
nikation, mehr Dialog.

Dann die brieflich formelle Aufnah­
me der SP Schweiz. Freundlich, kurz. An 
der Mitgliederversammlung der Sektion 
Luzern die freundliche Begrüssung des 
Co-Präsidenten Alex Schönenberger und 
das informelle Vorstellen durch Ylfete Fanaj, 
Grossstadträtin Luzern. Viele unbekannte 
Gesichter und Namen. Gibt’s kein Partei­
büchlein mehr zur Orientierung? Genosse, 
willkommen im Zeitalter des Individualis­
mus! Kurz darauf aktiv für die SP Stadt Lu­
zern auf der Strasse für ein lokales Anliegen. 
Danach die Frage: Wie weiter?

Facebook. Erste Kontakte auch mit der 
Chefetage der SP – wohl ein wenig unange­
bracht, beflügelt durch die Möglichkeit der 
schnellen Kommunikation. Aber immerhin: 
Die zeitgenössischen Vereinfachungen der 
Kommunikation bieten Vorteile, lassen sich 
allerdings auch noch professionalisieren. 
Vielleicht durch eine (auch überparteili­
che!) handlungsorientierte Internetplatt­
form, zum Beispiel mit Kategorien wie 
«Solidarität»?

Am Jahrestag der Menschenrechte ein 
Leserbrief, dann meine erste selbst organi­
sierte Kundgebung, mit Unterstützung der 
Grünen und der SP Kanton Luzern. Jemand 
fragt: Ich möchte etwas tun, bin aber kein 
Parteimensch. Wo kann ich mich hinwen­
den? 

Darin steckt nicht nur ein individuelles 
Bedürfnis und die Aufgabe, sich in beste­
hende strukturelle Gefässe einzugliedern 
sowie Dinge selbst zu initiieren, sondern 
auch eine Strukturerfordernis: Nebst dem 
Schaffen handlungsorientierter Angebote 
für den Versuch, Entwicklungen von Ge­
sellschaften anzustossen, auch Hilfen zur 
Orientierung anbieten zu können, durch 
dialogisch aufgebaute Plattformen, durch 
Ansprechstellen für politische Anliegen 
sowie durch offene sachpolitische
Arbeitsgruppen.

D2.1.1008

Weltwirtschaftskrise und 
Finanzkapitalismus

Ursachen und Folgen der Krise, 
Rolle der Banken und der Börse, 
Regulierungsmöglichkeiten, 
gewerkschaftliche Forderungen
Mi, 14.4.2010 in Olten
Referenten: Hans Baumann (Unia), 
Oliver Fahrni (Leiter des Think-
tanks Cargo 3)

D2.1.2007 

Wirtschaftslage und 
Arbeitsmarkt

Aktuelle Wirtschaftslage und 
Arbeitsmarktsituation, Massnah-
men gegen Arbeitslosigkeit
Fr, 23.4.2010 in Bern
ReferentInnen: Serge Gaillard 
(Seco), Barbara Zahrli (Movendo)

D2.1.1005

Keine Angst vor dem 
Wirtschaftsteil der NZZ

Berichte über Konjunktur, Staatsfi-
nanzen, Unternehmen und Börse 
kritisch lesen und hinterfragen 
Di, 23.3.2010 in Zürich
ReferentInnen: Daniel Lampart 
(SGB), Barbara Zahrli (Movendo)

D2.1.1006
Das Diktat der Börse

Zusammenhang von Börsen und 
Finanzmärkten mit der Realwirt-
schaft und Arbeitsplätzen
Mi, 23.6.2010 in Zürich
ReferentInnen: Daniel Lampart 
(SGB), Barbara Zahrli (Movendo)

Die Anmeldung erfolgt 
online: www.movendo.ch
per Mail: info@movendo.ch
per Telefon: 031 370 00 70
per Fax: 031 370 00 71

Das Bildungsinstitut der Gewerkschaften
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Psychologe und 
Philosoph, Luzern
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Paket zum Probierpreis bezogen werden.

  Das Probierabo der Weinhandlung am Küferweg. 
5x jährlich Flaschenpost mit ausgesuchten Neuheiten und  
Raritäten. Per Post erhalten Sie jeweils zwei bis drei verschiedene 
Flaschen für maximal Fr. 55.– (+ Porto Fr. 9.50) zugestellt.

  Senden Sie mir gratis das Küferweg-Weinbuch.

Vier Bioweine aus unseren Nachbarländern als typische Vertreter ihrer 
Weinkultur zum Kennenlernpreis von Fr. 35.– statt Fr. 42.60 + Porto

Rieselle 2008  Riesling I 7,5 dl I Rheinhessen
Riesling, die grosse Weissweinsorte aus Deutschland 

Josefin 2008  Zweigelt I 7,5 dl I Burgenland
Der wahre Publikumsliebling aus Österreich!

Augusto 2008  Merlot I 7,5 dl I Veneto
Im süffigen Merlot aus Italien steckt viel Lebensfreude

Don León 2008  Cabernet S., Syrah, Tempranillo I 7,5 dl I La Mancha 
Sein temperamentvoller Charakter lässt niemanden kalt

Jetzt bestellen! Angebot nur gültig bis 26. Februar 2010.

Bitte gleich ausfüllen und einsenden


